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Anschlussgefahren 

Liechtenstein gilt in der Staatenwelt als Phänomen, als merkwürdiges, der 
Geschichte entwachsenes, ja e ntronnenes Naturspiel, da doch sonst klei­
nere staatliche Gebilde in der Neuzeit in grösseren und grossen Staaten auf­
gingen. Das «Übrigbleiben» findet in manchen Charakterisierungen 
Niederschlag, wenn Liechtenstein etwa als «letzte deutschsprachige 
Monarchie»,1 als «letztes Reichsfürstentum» oder gar als «Reliquie»2 

bezeichnet wurde, also als sorgsam bew ahrtes und verehrtes, aber totes 
Knöchelchen vom lang verblichenen Körper des Heiligen Römischen 
Reiches Deutscher Nation. Mit Verwunderung wird zur Kenntnis genom­
men, dass das Fürstentum sich als selbständiger, souveräner Staat zu erhal­
ten vermocht hat,3 obwohl klein, unbewaffnet, monarchisch und demokra­
tisch zugleich, seit dem Zweiten Weltk rieg auch zunehmend reich. 

Das kleine Land und seine Bewohner waren denn auch im Laufe der 
Geschichte immer wieder vom Aufgehen in grösseren Gebilden bedroht. 
Im dafür im 20. Jahrhundert verwendeten und belasteten Begriff 
«Anschluss» stecken zwei Aktionsrichtungen: Anschluss als Einverleibung 
aufgrund äusseren Zwangs und Anschluss aus eigenem Willen als Selbst­
aufgabe. Beides, Zwang von aussen und Drang von innen, mochte gele­
gentlich zusammenwirken. 

Hier soll für einmal der Blick unter der Anschluss-Fragestellung über die 
liechtensteinische Geschichte schweif en. Wann und wie bestanden für 
Liechtenstein Anschlussvorstellungen und Anschlussgefahren? Warum 
realisierten sie sich nicht? Aus den Ergebnissen wird auch die Frage, warum 
sich Liechtenstein selbständig erhalten konnte, teilweise beantwortet wer­
den. Dabei wird ein Bestimmungsmerkmal Liechtensteins, seine Kleinheit 

1 So bei Alexander Ignor, Monarchisches und demokratisches Prinzip in der liechtensteini­
schen Verfassungsentwicklung, in: Press/Willoweit, 467. 

2 So in einem «Volksdeutschen» Expose vom 25. Februar 1941, IIA GS 78/358 (Dok. G). 
3 Z. B. Georges Sc elle (Paris) 1949 im Vorwort zur 1. Aus gabe von Raton, 10. 
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eben, sich sowohl als Voraussetzung für Anschlusstendenzen wie auch als 
Erklärungselement für die Bewa hrung der Selbständigkeit Liechtensteins 
erweisen. Zugespitzt formuliert: Wegen seiner Kleinheit war Liechtenstein 
immer wieder von Ansch luss bedroht, aber auch dank seiner Kl einheit 
blieb es immer wieder verschont. 

Freilich sind neben ei nem Totalanschluss mit Ve rschwinden in ein em 
andern Staat auch Formen des Anschlusses an ein anderes Staatswesen in 
Teilbereichen festzu stellen. Solche bew erkstelligte Liech tenstein wieder­
holt. Sie begründeten Interdependenz, vor allem aber Dependenz, Teilab­
hängigkeit. Doch solche Teil-Anschlüsse sollten geradezu Voraussetzun­
gen für Liechtensteins Existenzbewahrung werden. 

1. Frühe Zugehörigkeiten 
Liest man Peter Kaisers «Geschichte des Fürstenthums Liechtenstein» aus 
dem Jahre 1847 von vorne her durch, so wird einem bald deutlich, warum 
er seinem Buch den Nebentitel beigesetzt hat: «Nebst Schilderungen aus 
Chur-Rätien's Vorzeit».4 Das Erste Buch gib t nämlich einen Überbli ck 
über Chur-Rätien von vorrömischer Zeit bis ins Spätmittelalter (1328), das 
Zweite Buch schilde rt Vaduz und Schellenberg vom Spätm ittelalter bis 
zum Übergang an die Fürsten von Liechtenstein (1699/1712), und erst das 
Dritte Buch, das nur noch 75 Seiten von insgesamt 512 Seiten umfasst,5 ist 
dann dem eigentlichen, für Kaiser noch jungen Fürstentum gewidmet. Es 
ist nicht ganz müssig, einen Blick auf die frühen Zugehörigkeiten zu werfen. 

Das Gebiet des späteren und heutigen Fürstentums stellte bis ins Hoch­
mittelalter kein fes tstellbares Eigenes, Zusammengehörendes dar, ausser 
dass topogr aphisch das am rechten Rheinufe r liegende Land unter der 
Luziensteig bis zum Schaane r Riet und jenes um den Eschne rberg zwei 
kleine Landschaften bildeten. Sie waren über 1000Jahre lang eingebettet in 
ein vom Bodensee bis ins Tessin reichendes Gebiet, das von Rätern besie­
delt war, 500 Jahre lang als Provinz dem Römischen Reich angehörte, ein 
gutes Jahrzehnt zu Odoakers Reich und ein halb es Jahrhundert zu der 
Ostgoten Reich zählte, schliesslich zum Frankenreich, erst unter den 

4 Kaiser (1847). Ka iser-Büchel (1923). - Dazu Kaiser-Brunhart I, IX ff. 
5 Kaiser, 1 —149 (E rstes Buch), 151-436 (Zw eites Buch), 437-512 (Dri ttes Buch). 
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Merowingern, dann den Karolingern, kam und nach den Teilungen zum 
Heiligen Römischen Reich Deutscher Nation zählte. Inzwischen hatten 
Alemannen das rätisch-romänische Element überlagert. 

Im Hochmittelalter gehörte das Gebiet des späteren Liechtenstein zum 
Herzogtum Schwaben und enger zum Gau Churwalchen, der vom Wal­
gau über Feldkirch das Rheintal aufwärts über Chur bis ins Bergell reichte. 
Als weitere Unterteilung umfasste die Zentgrafschaft «In Planis» das beid­
seitige Rheintal zwischen der Landquart und der Dl. Das Bistum Chur 
reichte weit ins h eutige Vorarlberg hinein. 

Für das Mittelalter ist aber unsere moderne flächenstaatliche Auffassung 
von Gebieten ohnehin nicht zutreffend. Vielmehr gingen im gleichen 
Gebiet Herrschaftsrechte und Einzelbesitzrechte verschiedener Herren, 
von Grafen, Bischof und Klöstern durcheinander. Das führte auch zu stän­
digem Vererben, Verpfänden, Schenken und Verkaufen von Gütern mit 
Leuten und Rechten und zu häufigem Streit im Kleinen bis zu Parteinahme 
in den grossen Fehden der Zeit.6 Hierbei wurde das später liecht enstei­
nische Gebiet ständig mit herumgeworfen. Von Bedeutung für die spätere 
Entwicklung war für unser Gebiet, dass im ganzen Bereich des Rheintals ob 
dem Bodensee kein wir kliches Machtzentrum, in dessen staatsbildenden 
Sog alles hätte gera ten können, entstand. 

2. Herausbildung einer Gebietsidentität 

Gebot Graf Hugo I. von Montfort u m 1200 über fast ganz Unt errätien 
zwischen Chur und dem Bodensee, so führte gräfliche Fruchtbarkeit zu 
ständigen Erbte ilungen und als Fol ge im Laufe des Spätmittelalters zur 
Herausbildung einer Viel zahl von selbständigen Herrschaften, darunter 
Vaduz und Schellenberg.7 Peter Kaiser schildert diese rund 250 Jahre mit 
betrübtem Sinn, weil sie der Gegend vie l Streit und Not brachten. Von 
Bedeutung für spätere Zeit wurde die durch den Grafen Heinrich von 
Vaduz 1396 von König Wenzel in Prag erlangte Bestätigung der Grafschaft 
Vaduz mit seinen Herrschaften - wozu nun auch Schellenberg gehörte - als 
Reichslehen.8 Die territorialstaatliche Landeshoheit war nun weiter ausge­

6 Vgl. hierzu im einzelnen Kaiser, 45-364. 
7 Vgl Kaiser, 97ff. - Stievermann, in: Press/Willoweit, 89 ff.; dort weiterfuhrende Litera­

tur. 
8 Kaiser, 191 f., 199. Stie vermann, in: Press/Willoweit, 93 f. 
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bildet, so dass jetzt die zwei Herrschaften als ganzes oder einzeln verscho­
ben, verkauft, eben andern Herren abgetreten werden konnten, als reichs­
unmittelbare Reichslehen freilich nicht mehr be liebig. 

3. Zwischen Habsburgern und Eidgenossen 

Die habsburgischen Herzöge von Österreich hatten ihren Besitz im Spät­
mittelalter auf Tirol und schliesslich durch Kauf vom kin derlosen Grafen 
von Montfort-Feldkirch ins Vorarlberg bis Feldkirch ausgedehnt. Bei Sem-
pach (1386) fochten und fielen an der Seite des österreichischen Herzogs 
Leopold neben vielen Feldkircher Bürgern auch zwei Ritter von Schellen­
berg. Der Graf von Vaduz hatte sich aus diesem österreichisch-eidgenössi­
schen Krieg herausgehalten. Für Vaduz und Schellenberg bestand zu jener 
Zeit durchaus eine gewisse Möglichkeit, ebenfalls an Osterreich-Habsburg 
zu fallen. Sie hätten andererseits auch an Sargans kommen können. Aber 
die beiden unbedeutenden Herrschaften wechselten zwar dynastisch von 
den Grafen von Werdenbe rg-Vaduz zu den Freiherren von Bra ndis, zu 
den Grafen von Sulz und schliesslich zu den Grafen von Hohenems, doch 
sie blieben für sich, so wie auch die Umgebung aufgeteilt blieb. Verloren 
gingen die in Vorarlberg liegenden Herrschaften Blumenegg, Sonnenberg 
und Jagdberg. Die Eidgenossen dehnten ihre Herrschaft schliesslich über 
die kleinen Untertanengebiete bis zum Rhein aus, grif fen aber trotz des 
Einfalls ins Land (14 99) nicht au f dasselbe. 

Als bedeutsam erwies sich hier bereits die Zwischenlage von Vaduz und 
Schellenberg: am Rande der Eidge nossenschaft und zugleich ausserhalb 
derselben, diesseits des Rheins, am Rande auch des vorderösterreichisch-
habsburgischen Landes und zugleich ausser halb des selben. Dynas tische 
Zufalle spielten eine Rolle. Kleinheit und Reichsunmittelbarkeit boten 
Schutz vor Begehrlichkeit der Grossen. 

4. Liechtensteinisch, nicht äbtisch oder bischöflich 

Und als nach den Hexenprozessen und grausamer Auspressung durch den 
Grafen von Hohenems das Reich auf Vorstellungen der Bevölkerung hin 
diesen Landesherrn absetzte, mochten Habsburg Interesse und Geld 
fehlen, die zwei Landschäftlein selber zu erwerben. Das Reich schrieb sie 
zum Verkauf aus, beide wurden vom liechtensteinischen Fürsten Hans 
Adam dem Reichen - dem Ersten - gekauft, zuerst 1699 Schellenberg, dar­
auf 1712 Vaduz. 
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Dass hierbei als Kaufinteressenten auch der Bischof von Chur und der 
Abt von Sl Gallen auftraten, zeigt, dass das heutige Liechtenstein, hätten 
Bischof oder Abt höher geboten, entweder Teil Graubündens oder des 
äbtischen Fürstenlandes und jedenfalls Teil der heutigen Ostschweiz hätte 
werden können. Der Bischof von C hur zeigte ein Interesse an Schellen­
berg, weil dieses ihm bei Religionsstreitigkeiten mit den Bündner Protestan­
ten «als Asylum dienen» könnte, während er es, wie er schrieb, wegen den 
Erträgnissen nicht kaufen müsste. Schon schien der Bischof von Chur mit 
100 000 Gulden als Käufer Schellenbergs festzustehen, als plötzlich aus der 
Ferne Fürst Johann Adam von Liechtenstein dem Kaiser ein höheres Ange­
bot von 115 000 Gulden machte. Der Bischof von Chur bot zwar 110 000 
Gulden, überliess Hann aber Schellenberg dem Liechtenstein, der, wie der 
Bischof enttäuscht schrieb, offenbar überflüssiges Geld habe . 

Fürst Hans Adam aber brauchte das reichsunmittelbare Gebiet, um zur 
Fürstenwürde auch den wirklichen Einsitz auf Reichs- und Kreistagen neh­
men zu können. Da Schellenberg aber flächenmässig noch nicht genügte, 
erwarb er schliesslich auch Vaduz, das sonst einen andern Weg hätte gehen 
mögen. Als dem Fürsten übrigens wegen Verzögerungen beim Kauf von 
Vaduz die Geduld ausging, erwog er ernstlich, auf den Kauf von Vaduz zu 
verzichten und auch Schellenberg wieder zu veräussem und stattdessen 
Mindelheim oder eine andere Besitzung zu erwerben. In diesem Falle hätte 
der Churer Bischof wieder biete n können.9 

So bestanden an der geschichtlichen Schwelle zum Fürstentum Liech­
tenstein «Anschluss»-Ideen von Seiten der geistlichen Nachbarn und 
gewisse Anschlussmöglichkeiten. Diese kamen von aussen, wenn auch den 
indirekten Anstoss dazu die Bewohner mit ihren schliesslich zum Wechsel 
der Herrschaft fuhrenden rechtlichen Klagen gegeben hatten. Als entschei­
dend für den Übergang an das Haus Liechtenstein hatte sich die Qualität 
der Reichsunmittelbarkeit der zwei Gebiete erwiesen. Das 1719 zu m 
Reichsfürstentum Liechtenstein erhobene Land gehörte nun zum Schwä­
bischen Kreis, einem der zehn Kreise, in welche das Reich eingeteilt war, 
Liechtenstein war eines von über 300 Staatswesen im Reich, eingefügt und 
in seinem Bestand gesichert - solange nicht etwa der Fürst wieder an einen 
Verkauf denken sollte . 

Seger, Bodmann, in: JBL 1978,196 ff. - Kaiser, 427 f., 443 f. 
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5. Li Napoleonischer Zeit: «... der versteckte Wunsch, 
Osterreichische zu werden» - oder Bayrische? 

In den Franzosenkriegen zur Zeit Napoleons litten Land und Volk auch in 
Liechtenstein verhe erend.10 Die umliegende Staate nwelt geriet in Fluss. 
Liechtenstein grenzte am Rhein und bei der Luziensteig nun an die aus der 
Alten Eidgenossenschaft entstehende Helvetische Republik, an die neuen 
Kantone St. Gallen und Graubünden. Als das Heilige Römi sche Reich 
Deutscher Nation zerbrach, rückte das l andhungrige Königreich Bayern 
durch den Gewinn von Tirol und Vorarlberg 1805 bis an die liech ten­
steinische Grenze vor. Ein «Stu rm der Mediatisierung»11 versch lang viele 
deutsche Kleinstaaten. 

Weil Napoleon den Fürsten Johann I. von Liechtenstein, der in österrei­
chischen Felddiensten stand, als Gegner und Unterhändler schätzen gelernt 
hatte, nahm er das Für stentum Liechtenstein in den Rh einbund auf. Die 
Rheinbundakte von 1806 gab Liech tenstein die staatliche Souv eränität. 
Bezeichnenderweise protestierte Bayern heftig gegen diese Aufnahme 
Liechtensteins. Bayern war auch in den Besitz der Güter der Pfarrei Ben­
dern sowie des Patronatsrechts und des Zehnten in Mauren ge langt und 
beanspruchte überdies die zuvor österreichische Burg Gutenberg samt 
Gütern.12 Bayerns Bemühungen, seine königliche Hand auch auf das Für­
stentum Liechtenstein zu lege n, waren offensichtlich. 

Wenige Jahre darauf (1809) erhoben sich die Österreicher gege n die 
Franzosen und im selben Zuge die Tiroler und Vorarlberger, die zu Öster­
reich hielten , auch gegen Bayern . Dadurch angespornt kam es auch in 
Liechtenstein im Juni 1809 zu einem V olksaufstand,13 der sich ge gen die 
absolutistische Obrigkeit richtete: Man forderte Befreiung von Lasten und 
Wiederherstellung der alten Rechte. Als die Vertreter aller Gemeinden sich 
am 12. Juni 1809 in Vaduz versammelten, drohte Schuppler ihnen mit der 
Möglichkeit, dass der Fürst das Land verkau fen könnte: 

«Wie wäre es, wenn er Euch an andere Regenten abgetreten hätte oder 
dies, ungnädig wegen Euerer Widerspenstigkeit, in der Folge tun 
würde? Wäret Ihr dann nicht über all e Massen unglücklich?» 

10 Kaiser, 477 f., 484 ff. - Malin, 39 ff. 
" Malin, 53. 
12 Malin, 51 ff. 
13 Malin, 129ff. 

58 



Anschlussgefahren 

Dann, so fuhr Schuppler fort, müssten die Landesbewohner mehr Abga­
ben und Kriegsdienst leisten.14 In der Tat war Fürst Johann 1806 angefragt 
worden, ob er das Fürstentum nicht verkaufen wolle.15 

Die liechtensteinischen Rebellen drohten, wenn das Oberamt die Forde­
rungen nicht annehme, schlössen sie sich den vorarlbergischen Aufständi­
schen an. Im Juli des gleichen Jahres 1809 vermochte Schuppler nur mit 
Mühe.Balzner und Triesner, die zum Vorarlberger Landsturm eilen woll­
ten, durch Versprechungen von ihrem Vorhaben abz uhalten. Schuppler 
verbot auch dem österreichischen Generalkommissar für Vorarlberg, einen 
Aufruf an die Liechtensteiner, sich den Vorarlberger Volkstruppen anzu-
schliessen, zu erlassen. Schuppler qualifizierte Liechtensteiner, die sich dem 
Vorarlberger Aufstand ansch liessen wollten, als Verräter. Er berichtete 
schliesslich erklärend nach Wien: 

«. . .  nicht nur unausweichliche Aneiferungen der Vorarlberger,  sondern 
auch der versteckte Wunsch, Osterreichische werden zu wollen, verwir­
ren ihre Köpfe... »I6 

Zwei Arten von Anschlussgefahren wurden in jenem unruhigen Sommer 
sichtbar: Von oben die alte, feud al-absolutistische Möglichkeit, dass der 
Fürst das Land verkaufe; diese Gefahr war nicht gross. Von unten aber, aus 
der Bevölkerung, kam der «versteckte Wunsch, Österreichische zu wer­
den», als Reaktion auf den obrigkeitlichen Absolutismus und als Folge der 
von Vorarlberg her lockenden freiheitlichen Erwartungen. Georg Malin 
wertet jene Tendenzen als «verräterische Absichten»: 

«Der Wunsch wirrer Köpfe, sich aus dem kleinstaatlichen Leben zu 
lösen und sich einer Weltpolitik bestimmenden Grossmacht anzu-
schliessen, tauchte hier unzweideutig und nicht zum letzten Male 
auf.. .»17 

Malin schrieb 1954 diese auf 1809 bezogene Wertung nicht ohne Seitenblick 
auf die eben über standene Zeit des Zweiten Weltkrieges. 

14 Proklamation des Landvogtes Schuppler vom 12. Juni 1809, in: JBL Bd. 5, Vaduz 1905, 
213. 

15 Malin, 135. 
16 Zit. Malin, 132 Anm. 22. 
17 Malin, 132. 
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Die Franzosen warfen Österrei ch und Vorarlberg nieder, ersch ienen 
wieder in Feldkirch, der französische General Frömern presste von dort aus 
monatelang dem Fürstentum Verpflegung für Mannen und Rosse ab. 
General Froment schrieb am 10. Oktober 1809 an Schuppler: 

«Der König von Bayern wird wohl bald von des Fürsten von Liechten­
stein seinem Lande Besitz nehmen.»18 

Diese Erwartung hielt sich auch als Gerücht in jenem Herbst in Liechten­
stein hartnäckig. 

Liechtensteins Situation war durchaus delikat, weil Fürst Johann, dessen 
Land als Rheinbundstaat mit Napoleon verbündet war, dennoch persön­
lich auf österreichischer Seite gekämpft und verloren hatte. Hätten nun die 
Bewohner des Rheinbund-Fürstentums sich wirkli ch gegen Napoleon 
erhoben - an Vorarlbergs Seite so hätte das bundesbrüchige Liechten­
stein von Napoleon kassiert und der bayrischen «Ländergier»19 geopfert 
werden mögen. Damit ist eine dritte Anschlussgefahr - neben Verkauf und 
neben Anschluss an Österreich - in jener Ze it sichtbar geworden. 

6. Zugang zum Wiener Kongress und zum Deutschen 
Bund 

Nach Napoleons Russland-Desaster gelang dem Fürsten der schrittweise 
Ubergang ins Lager der gegen den Korsen gerichteten Koalition, unter völ­
kerrechtlicher Bestätigung der Souveränität. Die ganze Napoleonische Zeit 
mit dem Zusammenbruch des alten deutschen Reiches, den Mediatisierun-
gen, Länderverschiebungen und Krieg en überdauer te Liechtenstein, wie 
Malin zutreffend feststellt, vor allem aufgrund von vier Faktoren, nämlich 
dank dem überragenden Ansehen des Fürs ten, dank der Erlangung der 
Souveränität, dank der Kleinheit des armen Ländchens sow ie dank der 
geopolitischen Randlage.20 Sie bestimmten als Konstanten die aussenpoliti-
sche Situation des Fürstentums bis zum Zweiten W eltkrieg. 

Als 1814 und 1815 die Koalition gegen Napoleon am Wiener Kongress 
die Zukunft Europa s und Deutschlands beriet , hatten sich die «m inder­
mächtigen» deutschen Staaten gegenüber den königlichen Grossen 

18 Zit. Malin, 144. 
19 Malin, 144. 
20 Malin, 147 f., 158 ff. 
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Deutschlands - nämlich Österreich, Preussen, Bayern, Württemberg und 
Baden - um ihre souveräne Stellung zu wehren. Wie Rupert Quad erer 
zeigt,21 schloss sich Liechtenstein relativ spät, erst im Febru ar 1815, jen er 
Gruppe von schliesslich 34 mittleren und kleinen deutschen Staaten an, das 
Fürstentum wurde in ihrem Kreise vorbehaldos aufgenommen, als ehema­
liger Rheinbundstaat und dank dem Ansehen des Fürsten, der auch pein­
lich für die Erfüllung der Kontingents- und Beitr agspflichten sorgte. 

Was für ein Schicksal indessen Liechtenstein am Wiener Kongress hätte 
blühen können, zeigten etwa die ebenfalls fürstl ichen Häuser von der 
Leyen und von Isenberg sowie des Grafen von Bentink: Ihne n versagte 
man trotz eifriger Bemühungen den Zugang zu den Verhandlungen, weil 
sie den wirklichen Besitz der Souveränität nicht nachweisen konnten. Ihre 
Länder gingen in andern auf. Liechtenstein dagegen wurde in der Bundes­
akte des Deutschen Bundes vom 8. Juni 1815 als selbständiger Staat aner­
kannt. Mit der Zugehörigkeit zum Deutschen Bund - Österreich war eben­
falls Mitglied - war Liechtensteins Bestand vorerst gesichert. Es hatte auch 
weit über sein relatives Gewicht hinausgehende Mitwirkungsrechte. Weil 
die Frankfurter Zentralgewalt dieses Staatenbundes schwach war, bestand 
für Liechtenstein nur eine geringe Abhängigkeit Gefährli cher wurde es, 
wenn die deutsche Zentralgewalt sich verstärkte, wie dies 1848 geschah. 

7. Gefahren der 1848er Revolution fiir die Selbständigkeit 
a) Schweizeriscĥ repubUkanisch ? 

Wie Europa und Deutschland ergriff die national und liberal geprägte 
Revolutionsbewegung 1848 auch Liechtenstein. Die spätabsolutistische 
Ordung wurde in Frage gestellt, Verfassung und Freiheitsrechte wurden 
stürmisch verlangt. Im Zuge der turbulenten Vorgänge - mit Versammlun­
gen, Revolutionsausschüssen, Forderungsadressen, Beamtenflucht - gab es 
auch Gerüchte, das Land wolle sich vom Fürsten lösen und der republika­
nischen Schweiz, die sich im selben Jahr eine festere Bundesverfassung gab, 
anschliessen. Indessen scheint dieser revolutionäre Anschlusswunsch Rich­
tung Schweiz nicht stark gewesen zu sein, wenn es auch eine republika­
nische Tendenz auf Loslösung vom Fürsten im Frühling und Sommer in 
Liechtenstein gab, eine kurze Zeit auch bei P eter Kaiser. 

21 Quaderer, 201 ff. 
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Der aufgeklärte Fürst Alois II ., der zu Konzessionen und politis chen 
Reformen Hand bot, hatte seinem Landvogt immerhin auch eine unmiss-
verständliche Weisung erteilt: 

«. . .  so befehle ich Ihnen.. .  andererseits  aber,  so ungern ich die Last  
fremder Occupation über das Land, das ich liebe, verhängt sehen würde, 
mit Aufforderung an die östreichischen Autorithaeten nicht einen 
Augenblick zu säumen, falls eine Ruhestörung, was G ott verhüten 
wolle, eintreten, Ordnung und Gehorsam nicht alsogleich ohne fremde 
Macht herzustellen seyn so llte.»22 

Österreichische Polizei oder Truppe hätte demnach im März 18 48 auch 
einem allfälligen republikanischen Aufstands- und Anschlussversuch an die 
Schweiz Halt gebi eten sollen. 

Das eigene Truppenkontingent, das Liechtenstein damals noch besass, 
wagte man in den Revolut ionsmonaten nicht einzuberufen, da man ihm 
nicht traute. Ein österr eichischer Odnungseinsatz wurde nicht nötig; er 
wäre wegen der verworrenen Revolu tionssituation in Österreich selber 
auch kaum möglich gewesen. 

b) Grossdeutsch mediatisiert? 

Dafür erwartete man viel von der Deutschen Nationalversammlung, die in 
der Frankfurter Paulskirche zusamm entrat, um Deutschland eine fre ie, 
feste Verfassung zu geben. Die Liechtensteiner wählten Peter Kaiser als Ab­
geordneten zur Paulskirche, nach ihm den Arzt Dr. Karl Schädler. Kaiser 
weilte 1848, Schädler 1849 je für einige Monate in Frankfurt. Liechtenstein 
war in jenen Jahren durch Rheinüberschwemmung, Kartoffelfäule, Rüfen, 
Versumpfung und wirtschaftliche Absperrung in einer hoffnungslos 
bedrängten, isolierten Lage. Einen Ausweg erhoffte man ebenfalls über die 
Neuordnung Deutschlands. 

Nun zeigte sich freilich, dass die Paulskirche nicht nur mehr Freiheit zu 
handeln und zu wandeln g eben wollte, sondern dass sie das Gebilde von 
knapp 40 Staaten zu einem Reich mit starker Zentralgewalt zusammenzu­
schmieden plante. Das musste für das arme kl eine Land heiss sen: mehr 
Kosten, weniger Selbständigkeit. Die liechtensteinischen Revolutionsaus­

22 Fürst an Landvogt Menzinger, 11. März 1848, LLA RC 100/C/3. - Geiger, Geschichte, 
53 ff., 70 f., 129 f. - Geiger, Paulskirche, 11. 
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schüsse aller Gemeinden beschworen zwar die «grosse deutsche Nation» 
als «unser grösseres Vaterland», aber sie schrieben auch an den Fürsten, sie 
wünschten, 

«dass wir unbeschadet der Einheit Deutschlands ein freies selbständiges 
Ganzes bleiben, dass man uns aber in Betracht der Kleinheit und unserer 
materiellen Mittel keine Opfer zumiuthe, die über unsere Kräfte 
gehen».23 

Auch Fürst Alois IL wünschte tra gbare Lasten, bei welchen 

«die Selbständigkeit nicht zum Fluche für kle ine Staaten wird.»24 

In der Paulskirche in Frankfurt wurden 1 848 eine Reihe von Mediatisie-
rungsvorschlägen eingebracht, mit dem Ziel, die Zahl der Kleinstaaten zu 
verringern und mit «Zwergbildungen wie Waldeck und Liechtenstein» auf­
zuräumen.25 Die kleinen St aaten sollten demnach auf Reichsunmittelbar-
keit zurückgestuft oder zu grösseren Staaten zusammengeschlossen oder 
aber an grössere Nachbarstaaten angeschlossen werden. Liechtenstein 
wäre, da es an keinen andern Klein staat grenzte, Österreich einve rleibt 
worden. Ein Votant in der Paulskirche meinte, in den kleinsten Staaten sei 
ja die Bildung einer Volksvertretung unmöglich.26 Doch am 5. Dezember 
1848 lehnten die Paul skirchenabgeordneten die zwan gsweise Mediatisie-
rung knapp ab.27 Damit entging Liechtenstein einer erheblichen Anschluss­
gefahr, die von der deutschen Revolution - im Namen des Fortschritts -
ausgegangen war. 

Immerhin rechnete Karl Schädler, als er Monate später in Frankfurt an 
der Reichsverfassung mitarbeitete, man werde in Deutschland «au f eine 
Bundesverfassung kommen, ähnlich der schweizerischen».28 Schädler 
stellte sich demnach Liechtenstein in einem deutschen Bundesstaat etwa in 
der Stellung eines deutschen Kantons vor. Bei der Beratung zu den künfti­
gen deutschen Parlamentskammern billigte man in der Paulskirche Liech­

23 Adresse der li echtensteinischen Revolutionsausschüsse an den Fürsten, 24. März 1848, 
HAL Wien 1863/10370. Vgl. Geiger , Geschichte, 126. 

24 Fürst Alois IL an den liechtensteinischen Bundesgesandten Freiherm von Holzhausen in 
Frankfurt, 25./26. Marz 1849, HAL Wien H 1691. Vgl Geiger, Geschichte, 127. 

25 Zit. Geiger, Geschichte, 137. 
26 Stenographischer Bericht, 3853 f. 
27 Stenographischer Bericht, 3835 ff. 
28 Schreiben Karl Schädlers aus Frankfurt an seinen Bruder Rudolf Schädler (Pfr. in Ben­

dern), 10. Febr. 1849, ITA Schädler Akten 312. 
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tenstein dann allerdings für die erste Kammer (Volkshaus) keinen eigenen 
Wahlkreis zu, sondern schlug es zu einem österreichischen Wahlkreis; für 
die zweite Kammer (Staatenhaus) erhielt es einen von 192 Sitzen zugespro­
chen. 

c) Selbstzweifel: «... ganz östreichisch...»? 

In diesen Monaten machte sich in Liecht enstein Resi gnation breit . Der 
Vaduzer Arzt Dr. Ludwig Grass schrieb an Schädler nach Frankfurt, 
Deutschland werde gespalten, dann bleibe für Liechtenstein nichts, «als von 
Österreich absorbiert zu werden», es heisse im Lande, Schädler sei bereits 
in Wien am Verhandeln.29 Karl Schädler selber wälzte in einem Schreiben 
an Landesverweser Menzinger düstere Aussichten: Man wolle die kleinen 
Staaten indirekt zur Aufgabe ihrer Exist enz zwingen, indem man ihnen 
keine Vertretungsrechte, aber alle Lasten lasse; das Land werde solche nicht 
tragen können, der Fürst sie nicht fü r die «so ephem ere Existenz» eines 
selbständigen Liechtenstein aufbringen wollen; daher verfolge ihn seit eini­
ger Zeit 

«eine quälende Frage: Sollen wir nicht jetzt , wo es Zeit is t und leich t 
gienge, selbstthätig auf Mediatisierung dringen, oder sollen wir uns pas­
siv am Schlepptau der Ereignisse durch diese früher oder später mediati-
sieren lassen?» 

Zwar werde man bei einem Anschluss an Österreich - nur dieser kam in 
Frage - in bezug auf Steuerlasten «aus der Bratpfanne in die Glut springen», 
aber es bl eibe 

«bei unserem Mangel an Stoff und Kraft zur Bildung eines Staates, wie 
ihn die neuen Ve rhältnisse wollen, keine and ere Wahl.»30 

Auch Peter Kaiser hatte schon früher geschr ieben, wenn Liechtenstein 
gerichts- und verwaltungsmässig im österreichischen System mitzieh en 
müsse, 

29 Schreiben von Grass an K arl Schädler, 1. Februar 1849, LLA Schädler Akten 311. Vg l. 
Geiger, Geschichte, 146. 

30 Karl Schädler an Landesverweser Menzinger, 9. März 1849, LLA RC100/C. - Vgl. Gei­
ger, Geschichte, 146 ff. 
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«wenn das Ländlein nichts Eigenthümliches hat, wenn es im östreichi-
schen System mitziehen muss, ist es dann nicht besser, es sei ganz östrei-
chisch?»31 

Selbst Fürst Alois IL hatte an Peter Kaiser geschrieben, dass er nicht wegen 
der Stellung als Souverän für die Selbständigkeit des Landes eintrete, son­
dern 

«weil ich glaube, dass das Land selbst Wert legt auf seine Selbständig­
keit».32 

Wenige Jahre später äusserste Fürst Alois sogar, dass er es 

«als ein Glück ansehe n würde, wenn... die kleinen Staaten auf jene s 
Mass der Unabhängigkeit zurückgeführt, d. h. beschränkt würden, wel­
ches sie zu ertragen und mit Würde zu tragen fähig sind».33 

Zwar setzten sich Kaiser, Fürst, Schädler und Menzinger für den Erhalt der 
Selbständigkeit des Landes ein, aber sie waren eine Zeitlang sehr pessimi­
stisch, ja kl einmütig gestimmt. 

Bekanntlich scheiterte die Deutsche Nationalversammlung, nichts von 
dem für Liechtenstein so Bedrohlichen verwirklichte sich. Doch das Land 
war während eines Jahres in Anschlussgefahr gestan den, diesm al nicht 
allein von aussen, sondern auch durch die Selbstzweifel von innen, ob der 
arme kleine Staat unter modernen Anforderungen ge nügend «St off und 
Kraft» für eine Eigenexistenz besitze. Es sah zei tweilig nicht so aus. 

Etwas war andererseits 1848 im Sinne der neuen, demokratischen Zeit 
klargestellt worden: Das Volk liesse sich nicht mehr einfach von oben her 
irgendwohin anschüessen. Im Entwurf einer Adresse der Revolutionsaus­
schüsse an den Fürsten hiess es deutlich, 

«dass wir nie g egen unseren Willen uns vertauschen oder verschieben 
lassen».34 

31 Peter Kaiser an Landesverweser Menzinger, 2. Juli 1848, LLA Peter Kaiser Akten. Geiger, 
Geschichte, 130. 

32 Fürst Alois ü. an Peter Kais er, 6. November 1848, H AL Wien 1848/ 11048. Geiger, 
Geschichte, 131. 

33 Fürst Alois IL an Holzhausen, 2. Mai 1851, HAL Wien H1691. Geiger, Geschichte, 131 
Anm. 32. 

34 LLA Schädler Akten, ad 265, fo L 3. Geiger , Geschichte, 140 Anm. 77. 
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8. Ausweg aus der Isolation: Zollanschluss an Österreich 

Mit dem preussisch-österreichischen Krieg von 1866 und dem Zerfall des 
Deutschen Bundes schied Osterreich aus Deutschland aus. Liechtenstein, 
geographisch von Deutschland durch das dazwischen liegende Osterreich 
ebenfalls abgeschieden, entging nur dank dieser besonderen Randla ge 
einem Aufgehen im bal d danach von Bismarck zusammengeschweissten 
zweiten Deutschen Reich. Jetzt erst, ab 1866, war Liechtenstein auch fak­
tisch ganz souverän. Es hatte inzwischen auch einen Ausweg aus dem 
Dilemma zwischen staatlicher und wirtschaftlicher Existenz gefunden. 

Liechtenstein war 1852 die Lösung aus der bedrückenden wirtschaftli­
chen Isolation gelungen, indem es m it dem Kaiserreich Österreich einen 
Zollvertrag abschliessen konnte.35 Das Land erhielt Zugang zum grösseren 
österreichischen Wirtschaftsgebiet, auch regelmässige direkte Staatse in­
künfte, welche die Landeseinnahmen sofort mehr als verdoppelten. Nun 
konnte das Land die Bu ndeskosten tragen. 

Freilich war die Zoll- und Steuereinigung von 185 2 auf Assimilation 
an das österreichische System angelegt. Im Laufe von fast 70 Jahren Zoll-, 
Steuer-, Post- und Währungsgemeinschaft (185 2-1919) mit der Donau­
monarchie, welche das Fürstentum Liecht enstein ab 1880 auch diplo­
matisch vertrat und von der der grösste Teil des Rechts adoptiert wurde, 
entstand eine starke Abhängigkeit vom grossen Nachbarn.36 Manche emp­
fanden sie al s schleichende Mediatisierung. Dennoch war der Anschluss 
Liechtensteins im wirtschaftlichen Teilbereich an den österreichischen 
Nachbarstaat geradezu Voraussetzung für die Erhaltung der formellen 
Souveränität. Man konnte dadurch die «Bra tpfanne» - den Zusammen­
bruch unter der Last der isolierten Selbständigkeit - wie den «Sprung in die 
Glut» - den Anschluss an Österreich - vermeiden. 

Im Zuge der Erneuerung des Zoll- und Steuer-Vertrages mit Österreich 
im Jahre 1863 wünschte übrigens ein beträchtlicher Teil der liechtensteini-

35 Vertrag vom 5. Juni 1852, LLA Gesetzessammlung. - Geiger, Geschichte, 186 ff. - Hager, 
25 ff. 

36 Vgl. Raton, 54. - Zum Zollvertrag von 1852 siehe Geiger, Geschichte, 186 ff., 336 ff., und 
Ospelt, 367 ff. 
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sehen Bevölkerung - durch Petitionen an den Landtag - bereits einen Zoll­
vertrag mit der Schweiz statt mit Österr eich-Ungarn.37 

9. Liechtenstein an den Papst abtreten? 

Mitten im Ersten Weltkrieg, im Jahre 1916, wurde ein ebenso kurioser wie 
geheimer und ernst gemeinter Plan bis kurz vor die Verwirklichung vor­
angetrieben. Er war vom deutschen, katholischen Politiker Matthias 
Erzberger ausgedacht. Das Fürstentum Liechtenstein sollte dem Papst ab­
getreten werden, der Fürst wäre noch Statthalter des Paps tes im Lande 
geblieben. Der Papst, der mit Ital ien seit langem wegen dem ehemaligen 
Kirchenstaat im Streit lag, hätte damit ein neues, souveränes Gebiet erlangt. 
Liechtenstein wäre formal neuer Kirchenstaat geworden, ohne dass aber 
der Papst hierher üb ersiedelt wäre. 

Der Plan scheiterte an den Mitgliedern des Fürstenhauses, vor allem am 
Prinzen Franz (der später Fürst wurde), während der zu jenem Zeitpunkt 
regierende Fürst Johann IL, der sehr fromm lebte, sich mit der Abtretung an 
den Papst einverstanden zeigte - allerdings im Wissen, dass die Agnaten ab­
lehnten und damit eine R ealisierung des Plans unmöglich war.38 

Dies wäre nicht ein eigentlicher «Ansc hluss», sondern ein Regenten­
wechsel nach altem Kabinettsstil gewesen. Im Land wusste man offensicht­
lich nichts davon. Ob die liechtensteinische Bevölkerung sich gefügt hätte, 
wäre ungewiss gewesen. Und die Schweiz lütte wegen ihres konfessionel­
len Gleichgewichts wohl auch noch mitreden w ollen. 

10. Unsicherheit und Neuorientierung nach dem 
Ersten Weltkrieg 

Gleich nach dem Ersten Weltkrieg entstand für Liechtenstein eine schwie­
rige Situation, in der gerade auch unter dem Bli ckwinkel der Anschluss­
frage Risiken sichtbar werden. Ein liechtensteinischer Amerika-Auswande­
rer fragte 1919 im «Liechtensteiner Volksblatt», was nun nach dem Krieg 
aus Liechtenstein werde: 

37 Gemeindeweise Bittschriften an den Landtag von 201 Schaanem, 152 Triesenbergern, 149 
Triesnem, 88 Maurern, 86 Eschnern, 51 Schellenbergern (darunter drei Frauen) und 30 
Planknern, dem Landtag ab dem 29. Januar und im Februar 1863 überreicht, LLA Land­
tagsakten i862/63, L5, Nr. 24 ff. - VgL Geiger, Geschichte, 339 ff. 

38 Liebmann, 229 ff. 
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«Bleibt es selbstä ndig oder verschlingt es die Schwe iz oder Vorarl­
berg?»39 

a) Vorarlberg schweizerisch - Liechtenstein Enklave? 

Gerade die Zukunft Vorarlb ergs, die sogenann te «Vorarlberger Frage» , 
war für Liechtenstein von grösserer Bedeutung, als man sich später bewusst 
war. Nach dem Auseinanderfallen der Donaumonarchie blieb nur ein pro­
visorisches Deutsch-Österreich (in der he utigen Gestalt), das sich vorerst 
einmal für einen Anschluss an Deutschland aussprach, während das Vor­
arlberger Volk 1919 in gro sser Mehrheit, schliesslich durch Volksabstim­
mung, einen An schluss an die Schw eiz erstrebte. Wie beurteilte man in 
Liechtenstein die Vo rarlberger Frage und die dam it verbundenen Folge­
rungen für Liechtenstein? Hierzu sind die beiden Landeszeitungen, welche 
die Meinung der zwei eben erst entstandenen Parteien widerspiegelten, auf­
schlussreich.40 

Die von Dr. Wilhelm Beck geführten, der Schweiz zuneigenden «Ober­
rheinischen Nachrichten», Sprachrohr der «Chr istlichsozialen Volkspar­
tei», zeigten ausgesprochene Sympathie für den Wunsch der Vorarlberger 
nach einem Anschluss an die Schweiz. Im redaktionellen Leitartikel vom 
6. Dezember 1919 wünschten die «Oberrheinischen Nachrichten» den 
Vorarlbergern «g lückliches Gelingen»: 

«Mögen ihre mehrheitlichen Wünsche, Schweizer zu werden, in Erfül­
lung gehen.41 

Dass dies für Liech tenstein eine neue Situ ation bringen würde, war den 
«Oberrheinischen Nachrichten» auch klar , es hie ss dort im März 1 919: 

«Wenn nun Vorarlberg tatsächlich ein Kanton der Schweiz wird, dann 
ist unser Fürstentum eine Insel in der schweizerischen Republik. Ob wir 
uns da noch selbs tändig halten können? Hoffen wir das Be ste.»42 

Ein Balzner Einsender formulierte darauf trefflich konkret e liechtenstei­
nische Erwartungen für den Fa ll, dass Vorarlberg schweizerisch würde: 

39 L. Vo., 30. August 1919. 
40 Vgl. Geiger, Vorarlberg, in: E idgenossen helft, 95 ff. 
41 O. Na., 6. Dezember 1919, «Lan desprattig» (Land esumschau). 
42 O. Na., 12. März 1919, «Ein neuer Kanton in Sic ht!» 
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«Würde diese Idee verwirklicht, so hätte Liechtenstein in kurzer Ze it: 
Bahn, Licht, Gas, modernes Postwesen, mehr geistiges Leben, gewerb­
liche Unternehmungen, Banken und endlich auch Ordnung. Wäre das 
nicht viel? Hoffen wir daher auf eine Verständigung der beiden Nach­
barländer.»43 

Dabei wies man aber den Gedanken, ana log zu den Vorarl bergern etwa 
auch für Liechtenstein einen Totalanschluss an die Schweiz zu wünschen, 
von sich.44 

Das von Dr. Eugen Nipp redigierte «Liechtensteiner Volksblatt», das die 
konservativ-bäuerliche «Forts chrittliche Bürger partei» vertrat, war ganz 
gegen einen Vorarlberg er Anschlus s an die Schweiz ein gestellt, weil es 
gerade die Inselstellung Liechtensteins fürchtete. Diese könnte den Total­
anschluss auch Liechtensteins an die Schweiz und damit die Loslösung vom 
Fürstenhaus, jedenfalls aber einen Zollanschluss an die Schweiz und somit 
ein Abreissen aller alten, geschätzten Verbindungen nach Osten sowie eine 
innenpolitisch bedenkliche Umorientierung bedeuten. Liechtenstein solle 
abwarten, wie sich Deutsch-Österreich entwickle und dann entscheiden, 
ob es mit d er Schweiz oder mit Österreich einen Zoll vertrag anstreben 
solle; gefühlsmässig zöge man einen solchen mit Österreich vor. Entschei­
dend sei, Liechtensteins Selbständigkeit zu wahren. Man solle sich nicht in 
einen «Käfig aus lauter Gold und Silber flüchten». Mit Entrüstung wies es 
die im «Journal de Geneve» und im «St. Galler Tagblatt» gebrachte Aussage 
zurück, 

«die Mehrheit der Liechtensteiner... könnte sich ganz wohl mit dem 
Gedanken vertraut machen, selbst Schweizer zu werden.»45 

Eine ernsthafte Tendenz zu einem Totalanschluss Liechtensteins an die 
Schweiz gab es im Lande im Zuge der Vorarlberger Bestrebungen offen­
sichtlich nicht. Es ging den Liech tensteinern auch nicht so sehr um das 
Schicksal der Vorarlberger, sondern um die wirt schaftliche Orientierung 
des eigenen Landes, um den künftigen Wirtschaftsanschluss. Hier drängte 
die «Volkspartei» vehement in Richtung Schweiz. Wolle man nicht den 
wirtschaftlichen Ruin, so müsse Liechtenstein so rasch als möglich mit der 

43 O. Na., 15. März 1919, «Balz ers». 
44 O. Na., 31. Juli 1920, «Zur Politik der Wiener Gesandtschaft» (von Dr. Wilhelm Beck). 
45 L. Vo., 7.Juni 191 9, «Die Zukunft des Fürste ntums Liechtenstein». Ahnlich L. Vo., 

19. März 1919, «Hohe Polit ik», und L. Vo., 12. April 1919, «Politik und Luftschlösser». 
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Schweiz Zollvertragsverhandlungen aufnehmen, noch vor einem Vorarl­
berger Anschluss an die Schweiz, da diese später einer Enklave Liechten­
stein weniger entgegenkommen müsste: 

«Sorget daher je schneller desto lieber für freien (nicht Muss-) Anschluss 
an die Schweiz.»46 

Gemeint war hier der Zollanschluss an die Schweiz, der die Ziele der Volks­
partei - los von Osterreich beziehungsweise Hofkanzlei in Wien, Demo­
kratisierung, Modernisierung des Landes - verwirklichen helfen sollte. 

Vorarlberg blieb bei Österr eich, das vor läufig Bestand erlangte, wenn 
auch wirklich gesichert erst ab 1922. Indem Vorarlberg - gegen den Willen 
seiner Bevölkerung - nicht zur Schweiz kam, blieb Liechtensteins 
Zwischenlage erhalten - und damit auch desse n Orientierungsoption. 

b) Anschluss an Osterreich durch Machtwort von aussen? 

Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges bestand bis in den Sommer 1919 für 
Liechtenstein dennoch eine gewi sse Anschlussgefahr. Man nahm sie im 
Lande selber nicht so wahr, wie sie wirklich drohte. Sie kam von aussen, 
nämlich von Seiten der Pariser Friedenskonferenz, und zwar auf Veranlas­
sung der Tschechoslowakei. 

Darauf verweist konkret ein zwei Jahrzehnte später verfasstes Schreiben 
von Dr. Alfred von Baldass an Fürst Franz Josef II. aus dem Jahre 1939.47 

Baldass war ab 1919 Legationsrat und zeitweilig Geschäftsträger der kurz­
lebigen liechtensteinischen Gesand tschaft in Wien gewe sen. Im bes agten 
Schreiben - inzwischen war er 1939 von den Nationalsozialisten verfolgter 
Emigrant - beanspruchte Baldass für sich nichts Geringeres als das Ver­
dienst, 1919 Liechtenstein gerettet zu haben. Wovor? Vor dem Anschluss 
an Österreich und damit indirekt auch vor dem späteren, automatischen 
Anschluss zusammen mit Österreich an Hiders Reich. Wie rettete er Liech­
tenstein? Auf Betreiben der nach dem Ersten Weltkrieg entstandenen 
Tschechoslowakei, welche die habsburgischen Güter enteignete und auch 
der böhmischen und mährische n Besitzungen des Hauses Lie chtenstein 
habhaft werden wollte, sollte die Pariser Friedenskonferenz dem Fürsten­
tum die Anerkennung als souveräner Staat absprechen. Liechtenstein sollte 

46 O. Na, 14. Mai 1919, «Un sere Zukunft». 
47 Alfred von Bal dass an Fürst Franz Josef II., Herbst 1 939, LLA R F 194/257. 
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vielmehr als faktischer Teil Österreichs gelten und durch die Friedenskon­
ferenz der Siegermächte zu Deutsch-Österreich ge schlagen bzw. diesem 
angeschlossen werden. Der französische Botschafter in Wien, Henry 
Allize, hatte 1919 Au ftrag, für die Friedenskonferenz ein Gutachten zu 
dieser die völkerrechtliche Stellung und Zukunft Liechtensteins betreffen­
den Frage zu verfassen. Baldass, durch den in Prag weilenden liechtensteini­
schen Gesandten Prinz Eduard von Liechtenstein vom Auftrag Allizes in 
Kenntnis gesetzt, suchte am selben Abend Allize in Wien auf. Der franzö­
sische Botschafter, der vorerst ganz den tschechoslowakischen Standpunkt 
einnahm - nämlich Liechtenstein sei nicht souverän und daher an Öster­
reich anzuschliessen liess sich im Laufe des einstündigen Gesprächs von 
Baldass von der liechtensteinischen staatlichen Selbständigkeit überzeugen. 
Baldass war sicher, dass Allizes Gutachten die Friedenskonferenz schliess­
lich bewog, im Friedensvertrag von Saint-Germain vom 10. September 
1919 Österreichs Grenzen Liechtenstein gegenüber unverändert zu belas­
sen und damit zugle ich Liechtensteins Souveränität anzuerkennen. 

Pierre Raton bestätigt, dass die Friedenskonferenz und der Friedensver­
trag von 1919 für Liechtensteins staatliche Existenz «une question de vie ou 
de mort» (eine Frage um Sein oder Nichtsein ) war.48 Prinz Eduard von 
Liechtenstein, 1919-1921 liechtensteinischer Gesandter in Wien, schildert in 
seinem etwas schwer lesbaren, aber materialreichen Buch «Liechtensteins 
Weg von Österreich zur Schweiz» die Bemühungen von Fürstenhaus, 
Regierung und Gesandtschaft, bei den Ententemächten die Anerkennung 
der liechtensteinischen Souveränität und Neutralität zu erreic hen.49 Dies 
gelang denn auch, wenn zwar nicht vollständig, denn die Aufnahme in den 
Völkerbund wurde abgelehnt 

Interessant ist, dass hier im Lande die Anschlussgefahr, die sich im Rah­
men der europäischen Neuordnung an der Friedenskonferenz in Paris auf­
tat, offenbar nicht für besonders real gehalten wurde. So sicher man sich im 
Lande der staatlich-völkerrechtlichen Eigenidentität war, so nötig erwies es 
sich, dieselbe durch Aufklärung den Staatsmännern und Diplomaten der 
Siegermächte vor Augen zu bringen. Jene wussten von Liechtenstein kaum 
etwas, es erschien ihnen besonders wegen des Fürstenhauses in der Tat als 
Anhängsel des alten Österreich, dessen Nachlass die Friedenskonferenz zu 
ordnen hatte. Baldass mochte im Rückblick seine Wirksamkeit überschätzt 

48 Raton, 63. 
49 Eduard Liechtenstein, 31, 38 ff. 

71 



Peter Geiger 

haben, Teil parallel laufender diplomatischer Bemühungen, die von Bedeu­
tung blieben, war sein Abendgespräch mit dem französischen Botschafter 
in Wien dennoch . 

c) Deutsche Orientierung Liechtensteins (1919/20)? 

In jenen Monaten und ersten Jahren nach dem Ende des Ersten Weltkrieges 
erschienen noch weitere Anschluss-Möglichkeiten für Liechtenstein am 
Horizont. Wäre Osterreich mit Vorarlberg damals an Deutschland ange­
schlossen worden - wozu der Wille in Osterreich einschliesslich der ge­
samtösterreichischen Regierung und Karl Renners stark war, weil man an 
die Lebensfähigkeit eines Rumpfösterreich nicht glaubte -, so wäre das klei­
ne Fürstentum seinerseits an die Grenze eines grösseren Deutschland 
gerückt.50 Die Pariser Friedenskonferenz hätte es dann, bei Aberkennung 
der Souveränität, ebenfalls Deutschland anschliessen mögen. Bei Anerken­
nung der liechtensteinischen Souveränität aber hätte Liechtenstein die 
Option eines Wirtschaftsanschlusses nach Norden, eben zu Deu tschland 
hin, ins Auge fassen können. Überlegungen zu einer solchen wirtschaftli­
chen Orientierung ste llte der dama lige Sc hriftleiter des «Liechtensteiner 
Volksblatts», Dr. Eugen Nipp, in der Tat an.51 Dies geschah freilich zu einer 
Zeit, da Deutschland als Weimarer Republik einen demokratisch-liberalen 
Weg einschlug. 

Indem die Entente-Mächte aber einen Anschluss Österreichs an 
Deutschland nicht zuliessen, würden für Liechtenstein die skizzierten 
Anschluss-Optionen in Richtung Deutschland hinfallig - wenigstens auf 20 
Jahre hinaus, bis 1938 der Anschluss Österreichs an Hitlerdeutschland neue 
Gefahr und Verlockung auch für Liechtenstein bringen sollte. 

Jedenfalls war 1919 des Amerika-Liechtensteiners oben erwähnte Frage 
zur Zukunft Liechtensteins - «Bleibt es selbständig oder verschlingt es die 
Schweiz oder Vorarlberg?» - aus grösserer Perspektive nicht ganz abwegig. 

50 Vgl. Witz ig, 159 ff., 191 ff. - Vgl. auch die Aufsätze von Zaugg-Prato, Steininger sowie 
Dobras, alle in: Eidgenossen helft, 55 ff., 65 ff., 191 ff. - Vgl. Dreier/Pichler, 85 ff., 119 ff. 

51 L. Vo., 24. April 1920, Anmerkung der Schriftleitung zu «Ein gesandt». 
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11. W irtschaftliche Neuorientierung: Zollanschluss an die 
Schweiz (1923) 

Die im Ersten Weltkrieg in der Wirtschaftsgemeinschaft mit Österreich 
erlittenen Nöte, die Nachkriegskrise mit Kroneninflation und das längere 
Zeit ungewisse Schicksal der Nachbarschaft stellten auch für Liechtenstein 
die Zukunftsfrage, wohin es sich wenden solle oder könne. Deutlich festzu­
stellen ist, dass man in dieser geschichtlichen Phase im Lande selber keines­
wegs an eine Selbstaufgabe, sondern allein an einen wirtschaftlichen 
Anschluss dachte - anders als etwa 1848/49 und dann ab 1938. 

Die Kündigung des liechtensteinisch-österreichischen Zoll- und Steuer­
vertrages im August 1919 (vom Landtag am 2. August 1919 beschlossen) 
hatte neben der wirtschaftlichen Bedeutung eine eminent politische Kom­
ponente: Liechtenstein bewies damit der Welt und den Ententemächten 
seine völkerrechtliche Selbständigkeit. Nachdem nun das Land eine Zeit­
lang als eigenes Zollgebiet fungierte und nachdem die Vorarlberger Frage 
versandete, fanden sich alle politischen Kräfte des Fürstentums zum Wirt-
schaftsanschluss an die Schweiz zusammen.52 

Mit dem 1923 geschlossenen und auf den 1. Januar 1924 in Kraft gesetz­
ten Vertrag über den «Anschluss des Fürstentums Li echtenstein an das 
schweizerische Zollgebiet»,53 mit der schon 1919 der Schweiz übertragenen 
diplomatischen Vertretung des Landes, mit dem 1921 mit der Schweiz 
geschlossenen Postvertrag und mit der Übernahme der Frankenwährung 
erfolgte in jenen Jahren eine bis heute währende Anschliessung Liechten­
steins an die Schweiz. Sie bot - analog zum früheren österreichisch-liech­
tensteinischen Zollvertrag - den Einbezug des Ländchens in den grösseren, 
stabilen Wirtsc hafts- und Währungsraum. Die Schweiz übernahm eine 
Menge von Funktionen, etwa Grenzbewachung, Personenkontrollen, 
Zollkontrollen im internationalen Warenverkehr, grenztierärztliche Kon­
trollen, sie bot einschlägige Gesetzgebung, internationale Zoll-, Handels-, 
Post- oder Währungsverhandlungen und -übereinkommen, diplomatische 
und konsularische Präsenz in aller Welt. Zudem war Liechtenstein wieder 
ein festes Zolleinkommen als bedeutender Pfeiler des Staatshaushaltes gesi­
chert. 

52 Geiger, Vorarlberg, in: Eidgenossen helft, 101 ff., 108 £f. - Siehe auch Hilti; Seger, Zollver­
trag; Wanner, Zollvertrag. 

53 LGB1.1923, Nr. 24. - Raton, 83 ff. 
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Freilich gab es eine Rückseite der Medaille. Das Frankenstück zeigt es 
symbolisch: Vorne stehen nur die Frankenwerte - der Nutzen, die Zahl 
auf der Rückseite aber steht Frau Helve tia mit dem Schweize rkreuz im 
Schilde, Allegorie für die Schweiz, welcher der Frankenwert zugehört, von 
der er abhängig ist. Abhängigkeiten als Kehrseite des Nutzens folgten auch 
aus dem Vertragsverhältnis mit der Schw eiz. 

Gemäss Zollvertrag wurden einschlägige schweizerische Gesetze, Ver­
ordnungen und Erlasse auch auf Liechtenstein anwendbar. Als der Landtag 
dieselben auf den Herbst 1934 - seit zehn Jahren stand der Zollvertrag in 
Kraft - auf den neuen Stand brachte, wurde die Ve rflechtung Liechten­
steins mit der Schweiz rein quantitativ deutlich: 157 eidgenössische Gesetze, 
Verordnungen und Erlas se waren auch für Liechtenstein gültig, dazu 75 
Handels- und Zollverträge, welche die Schweiz mit Dritten abgeschlossen 
hatte.54 Nicht gegenseitige Integration, sondern rechtliche und wirtschaft­
liche Assimilation prägte das Verhältnis. Das wurde auch in der Folge - und 
bis in die Gegenwart - immer wieder kritisch vermerkt. Die früher Öster­
reich-Ungarn gegenüber bestehenden Probleme und Vorbehalte - Souve-
ränitätsverlust, Assimilation, Mediatisierungs- und Berührungsängste - ver­
lagerten sich in Liechtenstein nun auf den neuen, helvetischen Partner. Der 
Landtagsabgeordnete Emil B atliner aus Mauren warnte im nicht öffentli­
chen Landtag schon 1927: 

«Eines Tages sind wir S chweizer.»543 

Kritik am Zollvertragsverhältnis zur Schweiz mehrte sich in der Krise der 
Dreissigerjahre, als die Liechte nsteiner sich zusehend s vom schweizeri­
schen Arbeitsmarkt und Wirtschaftsgebiet ausgeschlossen fanden. Das 
Vertragsverhältnis als Ganzes wurde dabei nic ht in Frage gestellt, es g ab 
auch keine Alternative dazu, in Österreich war die Krise noch tiefer. Ein­
zelne Augen richteten sich aber schon auf das noch nicht benac hbarte 
Deutschland, wo Hider ein Rezept gegen Arbeitslosigkeit und Krise gefun­
den zu haben schien. 1938 rückte es plötzlich in liechtensteinische Reich­
weite. 

54 LGB1. 1934, Nr. 11 . 
54a LLA L Landtagsprot. vom 15. November 1927, nichtöffentlich. 
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12. Gefahr eines Anschlusses ans Dritte Reich 

Durch das Dritte Reich und den Nationalsozialismus erwuchsen für Liech­
tenstein und seine Bewohner Gefahren wie kaum je zuvor. «A nschluss» 
erhielt nun eine ganz andere Qualität als bisher. Er wäre in den Folgen nur 
der schlimmen Zeit der Hexenverfolgungen vergleichbar gewesen. 

Die Anschlussgefahr ab 1938 ging von aussen vom Reich aus und von 
innen von liechtensteinischen Nationalsozialisten, die einen Anschluss ans 
Reich anstrebten. Anschlussgefahr bestand latent während sieben langen 
Jahren, vom März 1938 bis zum Mai 1945 . Unmittelbar drohte der 
Anschluss an Hiderdeutschland dem Ländchen und seiner Be völkerung 
zweimal, nämlich während einer Woche im März 19 38 beim Anschluss 
Österreichs und ein Jahr später beim Anschlussputsch im März 1939.55 Die 
nationalsozialistische «Volksdeutsche Bewegung in Liechtenstein» bestand 
als Anschlussbewegung von 1938 bis 1945. 

a) Amdolusspläne 1938 

Im März 1938, mit dem Anschluss Österreichs, rückte das Grossdeutsche 
Reich an die liech tensteinische Grenze vor. Jetzt lag auch das Hidersche 
Totalrezept zur Lösung der wirtschaftlichen Krise, der Arbeitslosigkeit und 
aller staatlichen und gesellschaftlichen Fragen vor der Tür, auch als Alter­
native zum schweizerischen Zollanschluss. In den österreichischen 
Anschlusstagen schwirrten auch Anschlussgerüchte zu Liechtenstein. Eine 
innenpolitische Krise entstand im Fürstentum, in deren Zug die damalige 
Oppositionspartei, die «Vaterländische Union», die politische Gleich­
stellung, Proporz und Regierungsbeteiligung forderte . Derweil standen 
liechtensteinische Nationalsozialisten, die zwar noch nicht organisiert 
waren, bereits mit der «Volksdeutschen Mittelstelle» in Berlin, welche das 
deutsche «Volkstum» im Ausland betreute, in Kontakt. Diese von der SS 
geführte Mittelstelle legte dem Auswärtigen Amt, dem Propagandaministe­
rium und dem Oberkommando der Wehrmacht Pläne vor, Liechtenstein 

55 Zum Folgenden siehe auch Goop; Walk; Carl, Drittes Reich; Carl, Handlungsspielraum; 
Krebs; Geiger, Liechtenstein 1938. - Zum Anschluss in Osterreich siehe etwa Chorherr 
sowie die Dokumentation «Anschluss». - Zum Anschluss in Vorarlberg siehe Schönherr 
sowie Wanner, Anschluss. - Zur illegalen NSDAP in Voralberg bis 1938 siehe 
Walser sowie W anner, Feldkircher NSDAP. - Siehe auch AD AP D/V, 567-571, und 
ADAPD/VI, 146 f. 
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ebenfalls anzus chliessen oder jedenfalls in Liechtenstein Neuwahlen zu 
erzwingen, aus denen mit deutscher Unterstützung eine nationalsozia­
listisch kont rollierte Regierung hervorgehen müsste , die schliesslich den 
Anschluss an Grossdeutschland «legal» durchführen könnte. Die Planer in 
Berlin gingen dabei freilich von unzutreffenden Informationen von Seiten 
der liechtensteinischen Nationalsozialisten aus, die Berli n im Zuge der 
österreichischen Anschluss-Euphorie glauben machten, sie würden in sol­
chen Landtagswahlen 60% der Stimmen erhal ten.56 Eine ganz e Woche 
lang, vom 11. bis zum 18. März 1938, war die liechtensteinische Anschluss­
frage in Berlin offen, bis auf Anraten von Aussenminister Ribbentrop, der 
eine Aktion gegen Liechtenstein zu jenem Zeitpunkt für «untunlich» hielt,57 

schliesslich Hitler selber entschied, Liechtenstein in Ruhe zu lassen - vor­
läufig. Ausdrücklich heisst es in einem handschriftlichen Randvermerk auf 
einem Dokument des Auswärtigen Amtes mit Bezug auf Liechtenstein, es 
sei der 

«Wunsch des Führers..., dass wir uns nicht ein mischen».58 

Damit war vom Reich aus die liec htensteinische Anschlussfrage vorerst 
entschieden. Zugleich drückte freilich Ribbentrop die Erwartung aus, dass 
Liechtenstein sich innen- und aussenpolitisch in Richtung De utschlands 
bewege.59 

Die Schweiz, die von Liechtenstein - wegen dessen militärisch wichtiger 
Lage vor der Sarganser Pforte - ein klar e Stellungnahme verlangt haue, 
hätte Liechtenstein nicht ungern in die schweizerische Landesverteidigung 
einbezogen, etwa durch ein vertragliches Besetzungsrecht. Solches wollte 
der wohlinformierte deutsche Aussenminister Ribbentrop jedoch keines­

56 «Bericht des Reichskommissars für die Festigung deutschen Volkstums» vom 16. März 
1938 zu Liechtenstein, Dr. Stier von d er «Volksdeutschen Mittelstelle» in Berlin, LLA 
Dok. K40 (Kopie aus dem Bundesarchiv Koblenz). - Siehe auch Geiger, Liechtenstein 
1938, 17 Anm. 74. 

57 Nach einem Aktenvermerk vom 17. März 1938 im Büro des Reichsaussenministers, LLA 
Dok. 6321 H/E 471505 (Mikrofilmkopie). - Geiger, Liechtenstein 1938, 16 f. 

58 Handschriftlicher Randvermerk vom 19. März 1938 im A uswärtigen Amt, LLA Dok. 
6321/E 471504 (Mikrofilmkopie). Der bedeutsame Randvermerk ist erstmals entschlüs­
selt und abgebildet bei Geiger, Liechtenstein 1938,17. 

59 Stellungnahme Ribbentrops vom 19. März 1938, LLA Dok. 317/192 022 f. (Mikrofilmko­
pie), und E rlass Ribbentrops vom 25. März 1938, LLA Dok. 1204/331739 -745. - Vgl. 
Geiger, Lie chtenstein 1938, 18. 
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falls to lerieren.60 So hätte denn die Schweiz ihre Grenzwacht-und Zoll­
organe bei einem liech tensteinischen Anschlu ss beziehungsweise einem 
deutschen Einmarsch ins Fürstentum sogleich auf die schweizerische 
Grenze an Rhein und Luziensteig zurückgezogen.61 

Warum Hitler und Ribbentrop - entgegen der anschlussgierigen Hal­
tung der SS bei der Volksdeutschen Mittelstelle und von Goebbels - Liech­
tenstein vorläufig nicht anschliessen wollten, hat verschiedene Gründe. Ein­
mal war Liechtenstein völ lig unbedeute nd. Ein erzwungener Anschluss 
hätte zu diesem Zeitpunkt noch die deutsche Friedenspropaganda gestört 
und zudem Schwierigkeiten mit der Schweiz gebracht. Denkbar ist auch 
ein persönlicher Einfluss: Am Tag, bevor sich Ribbentrop in Berlin mit der 
liechtensteinischen Ansch lussfrage befasste, hatte er noch in Wien (am 
15. März 1938) mit Hitler der Truppenparade beigewohnt, und dabei hatte 
auf der Tribüne neben Ribbentrop niemand anders als der fürstlich-liech­
tensteinische Kabinettsdirektor Josef Martin ge sessen.62 

Im Lande selber hatten sich die zwei Parteien (Vaterländische Union und 
Fortschrittliche Bürgerpartei) in den gleichen Tagen unter dem Eindruck 
der Gefahr auf eine Beteiligung der Opposition an der Regierung, auf Pro­
porz in Ämtern und Landtag und auf gemeinsames Festhalten an der Selb­
ständigkeit des Landes und am Vertragsverhältnis zur Schweiz geeinigt. 
Wie offen und unsicher für manche alles noch war, zeigt die Tatsache, dass 
der VU-Parteipräsident und Landtagsvizepräsident D r. Otto Schaedler 
noch am Abend des Tages, an dem er in Vaduz die provisorische Verein­
barung zum Parteienfrieden auf den genannten Grundlagen mit unter­
zeichnet hatte, nach B erlin fuhr, dort anderntags bei der Volksdeutschen 
Mittelstelle um Unterstützung für den Plan, in Liechtenstein ein national­
sozialistisches System einzurichten, warb und dann, heimgekehrt, sich wie­
der hinter die Parteienvereinbaning stellte und eine Woche später im öffent­
lichen Landtag sich zur Selbständigkeit des Landes bekannte.63 Fürs erste 
war das Ländchen einem An schluss knapp entronnen. 

60 Telegramm Weizsä ckers vom 18.März 1938 an den deutschen Gesand ten in Bern, 
Köcher, LLA Dok. 1204/331732 (Mikrofilmkopie). 

61 Geiger, Liechtenstein 1938,12 f. - Beschluss des Bundesrates in der Sitzung vom 24. März 
1939 BA Bern, Bundes rats-ProtokolL Vgl. Senn, Mobilm achungsmassnahmen, 5, 13 
Anm. 8. 

62 Interview des Verfassers mit Fürst Franz Josef II. vom 19. August 1988. - Vgl. den bei 
Küng, 11, auszugsweise zitierten schweizerischen Geheimdienstbericht von Hans Haus­
amann vom Mai 1938, dort ist von einem «Vertreter des Fürstenhauses» die Rede. Vgl. 
Schönherr, 121. 

63 Geiger, Liechtenstein 1938, 20-22. - Walk, 395 f. - Carl, 435. - Krebs, 553 f. 
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b) Anschlussputsch 1939 

Am 31. März 1938 gründeten die über die Entwicklung enttäuschten liech­
tensteinischen Nationalsozialisten die «Volksdeutsche Bewegung in Liech­
tenstein». Sie war in einer ersten, ein Jahr dauernden Phase aktiv durch Mit­
gliederwerbung, Versammlungen, Hakenkreuzabbrennen und im Herbst 
1938 durch Bö lleranschläge gegen von Juden bewohnte Häuser. Geleitet 
wurde die Bewegung vom «Landesleiter» Ing. Theodor Schädler, LKW-
Betriebsleiter.64 

Schliesslich versuchte die «Volksdeutsche Bewegung» am 24. März 1939 
einen Anschlus sputsch, angespornt durch den nur drei Wochen zuvor 
erfolgten offiziellen Besuch von Fürst und Reg ierungsspitze bei Hider in 
Berlin und durch Hiders erst 1 0 Tage zurückliegenden Einmarsch in die 
Tschechoslowakei. Die Aktion war mit der SA in Feldkirch abgesprochen. 
Diese wollte, verstärkt dur ch NSKK, in Liechtenstein einrücken. Das 
Putschvorhaben misslang. Es war vorzeitig gerüchteweise bekannt gewor­
den. Regierungschef-Stellvertreter Dr. Alois Vogt konnte - in Absprache 
mit dem Eidgenössischen Politischen Departement - in Feldkirch schon am 
Mittag des Putschtages das Einschreiten der Vorarlberger Behörden erlan­
gen. Am Abend machte Vogt den Führern der «Volk sdeutschen Bewe­
gung» klar, dass der Gewalt mit Gewalt begegnet würde. An drei Orten -
in Schaan, in Nendeln und in Triesen - versammelten sich an jenem Abend 
zusammen gegen 100 Anhänger der Bewegung. Sie waren mit Ausnahme 
der Führer nicht genau orientiert, sie wussten aber, dass man nach Vaduz 
marschieren und dort den Anschluss ans Reich, mindestens den wirtschaft­
lichen, fordern wolle. Die in Triesen versammelten Anschlussleute erwarte­
ten mit Bestimmtheit den deutschen Einmarsch auf halb elf Uhr abends. In 
Schaan waren unterdessen alarmierte Gegner der Nationalsozialisten eben­
falls zusa mmengeströmt und hatten begonnen , die in einem Haus ver­
sammelten «Volksdeutschen» zu belage rn. Als dies die noch in Nendeln 
beratenden Anführer erfuhren, setz ten sie den in Nendeln im «Löwe n» 
wartenden Haufen der Unterländer Bewegungsanhänger nach Schaan in 
Marsch, die Anführer selber fuhren mit dem Auto voraus dorthin. Hier 
wartete beim «Bierkeller» eine grössere Menge von Gegnern. Regie­
rungsrat und Landtagspräsident Anton Frommelt, der dem Zug der 
Marschierer auf einer Erkundungsfahrt zur Schaanwälder Grenze zweimal 

64 Vgl. Gei ger, Liechtenstein 1938, 24, 32. 
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unerkannt begegnet war, stellte sich dem Unterländer Haufen eingangs 
Schaan, im Besch-Rank, entgegen. Er konnte den gegen 40 Mann (und 1 
Frau) starken Trupp - die Anführer der «Volksdeutschen» waren nicht bei 
ihnen - schliesslich zur Umkehr nach Nendeln veranlassen. In Triesen war­
teten unterdessen die dortigen Putschisten bis nach Mitternacht, ohne zu 
erfahren, warum nichts geschah. In Schaan spitzte sich im Ver laufe der 
Nacht die Konfrontation zwischen den Gegnern der in einem Haus ver­
sammelten «Volksdeutschen», zu denen der «Landesleiter» mit der enge­
ren Führung gestossen war, zu. Regierungschef-Stellvertreter Vogt, Regie­
rungsrat Pfarrer Frommelt und nach Mitternacht auch der von Lugano her­
beigeeilte Regierungschef Hoop suchten die Lager zu beruhigen und einen 
Gewaltausbruch zu verhindern. Gegen Morgen nahm die Regierung 
schliesslich die verbliebenen 18 Putschisten in Haft.65 

Der Putsch war gescheitert. Entscheidend war dabei gewesen, dass von 
deutscher Seite aus die Reichsführung nicht in die Putschaktion involviert 
war. Verschiedene inform elle Drähte ins Reich, so auch über Bankier 
Strack zu Staatsminister Otto Meissner und von diesem noch in der 
Putschnacht zu Hitler selber,66 trugen dazu bei, dass von Berlin aus die 
österreichischen wie die liecht ensteinischen Putschi sten keinen Sukkurs 
erhielten. Hitler rüffelte anschliessend den Gauleiter von Tirol und Vorarl­
berg, Franz Hofer.67 

Der Widerstandswille der Bevölke rung und der Regierung war beim 
Putschversuch ebenfalls manife st geworden. Nicht nur hatten sich am 
Putschabend über hundert Personen in Schaan spontan zum aktiven 
Widerstand bereitgestellt - darunter die Rover - und hatten die Regierungs-
mitglieder der beiden Koalitionsparteien (FBP und VU) sich gegen die Put­
schisten gestellt und gemeinsam jene Vorhaben gestoppt und vereitelt. In 
der auf den Putsch folgenden Woche lancierte die «Heimattreue Vereini­
gung Liechtenstein», die seit Januar 1939 gegen landesverräterisches Trei­

65 LLA RF190/95. - LLA GS 72/64. - Dokumente aus dem privaten Nachlass von Ferdi­
nand Nigg, Regierungssekretär und Regierungschef-Stellvertreter (freundlicherweise zur 
Verfügung gestellt von Prof. Ernst Nigg, Vaduz). - Interview des Verfassers mit a. Regie­
rungschef Dr. h. c. Alexander Frick, Schaan, vom 1. Juni 1988. - Interview des Verfassers 
mit a. Polizeichef Hermann Meier, Vaduz, vom 28. Juni 1989 - BA Bern, 2001 (E), Nr. 
1969/262, Sek 12, B. 14. 21. Liecht. 2.14 . 

66 Siehe die Zuschrift von Hans Otto Meissner, dem Sohn von Staatsminister Otto Meiss­
ner, im L. Vo. vom 8. März 1990: «Wie die Freiheit des Fürstentums Liechtenstein geret­
tet wurde». Die Episode ist gla ubwürdig; einige Angaben bedürfen der Korrektur. 

67 Interview des Verfassers mit Fürst Franz Josef IL vom 19. August 1988. 
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ben wirkte, eine Untersch riftenaktion, in deren Zuge sich 95,47% al ler 
liechtensteinischen stimmberechtigten Männer - es unterschrieben 2 492 
von total 2 610 Stimmberechtigten - für Beibehaltung der Selbständigkeit 
und Unabhängigkeit des Fürstentums und für Verbleiben bei den Verträ­
gen mit der Sch weiz aussprachen: 

«Die Unterzeichneten erklä ren hiemi t mit eigenh ändiger Unterschrift 
feierlich, dass S ie geschlossen auf dem Boden der Sel bständigkeit und 
Unabhängigkeit unseres Heimatlandes unter dem Fürstenhause von 
Liechtenstein und der Beibehaltung der Wirtschaftsverträge mit der 
Schweiz stehen».68 

Dies war ein überd eutliches Verdikt gegen jeden poli tischen oder wirt­
schaftlichen Anschluss an Hiderdeutschland. 

Die «Volksdeutsche Bewegung» war nach dem Putsch immobilisiert. 
Für über ein Jahr war sie kaum mehr aktiv. Vor Weihnachten des Jahres 
1939 - Hider hatte inzwischen den Krieg e ntfesselt - wurden die letzten 
Putschisten aus der Haft ins Reich ent lassen und das Gerichtsverfahren 
suspendiert. Es wurde nach dem Krieg wieder aufgenommen, die Putsch­
führer wurden veru rteilt.69 

c) Als Annex der Schweiz in Hitlers Visier 

Für die Zeit nach dem Putsch und dann den ganzen Krieg hindurch behan­
delte Hitlerde utschland Liechtenstein als Annex der Schweiz. Für das 
Ländchen bestand während der ganzen Kriegszeit immer Gefa hr, wenn 
und soweit solche der Schweiz drohte. Dies war potentiell die ganze Zeit 
hindurch der Fall, Angr iffsstudien gegen die Schweiz lagen unter dem 
Kennwort «Tannenbaum» ab 1940 bereit. Akut war die deutsch e Uber­
fallsgefahr vor allem von Mai bis Juli 1940, als Hider Frankreich niederwarf 

68 LLA RF 190/196. Ein Teil der Unterschriftenbogen enthält auch den in der ursprüngli­
chen Fassung gegebenen Zusatz zum obigen Text: «... und jedwede andere politische 
und wirtsc haftliche Neuorien tierung strikte ablehnen». Dieser noch verpflichtendere 
Schluss wurde auf Wunsch von Regierungschef-Stellvertreter Dr. Alois Vogt und VU-
Parteiobmann Dr. Otto Schaedler in einem Teil der Unterschriftenbogen weggelassen, 
um eine breite Unterschriftsleistung zu ermöglichen; Unterschriftenbogen mit entspre­
chendem Vermerk, LLA Dokumentensammlung (1939). - Siehe Abbildung in «Liech­
tenstein 1938-1978», 29. 

69 LLA GS 72/64. 
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und für kurze Zeit die Schweiz - Liechtenstein inklusive - direkt ins Visier 
nahm,70 und dann nochmals im März 1943, als die Kriegslage sich für 
Deutschland verschlechterte. 

Es war klar, dass im Falle eines Sieges Hider die Schweiz und Liechten­
stein ans Tausendjährige Reich angeschlossen hätte oder jedenfalls als Satel­
litengebiet im «neuen Europa» hätte aufgehen lassen. Im letztere n Falle 
wäre Liechtenstein, das ja bis 18 66 zur deutschen Staatengemeinschaft 
gehört hatte, wohl dennoch dem Reich ganz einverleibt worden. Diese Per­
spektiven für Liech tenstein, unter der Annahme eines deutschen Si eges 
nämlich, boten denn auch eine Grundlage der nationalsozialistischen 
«Volksdeutschen» Anschlussbewegung im Lande selber, wenigstens 
solange die deutschen Heere siegten. 

d) Anschlussziel der «Volksdeutschen Bewegung» 

Von innen heraus betrieb die «Volksdeutsche Bewegung in Liechtenstein» 
ab Juni 1940 - Frankreich war geschlagen - und unter neuer, akademischer 
Leitung weiter den Anschluss. Die Führung der Bewegung hatten nun der 
«Landesleiten> Dr. Alfons Goop, Reallehrer, Dipl. Ing. Martin Hilti, Unter­
nehmer, Dr. Sepp Ritter, Tierarzt, und Dr. Hermann Walser, Arzt, inne. 
Ab Oktober 1940 verkündeten sie das nationalsozialistische Programm für 
Liechtenstein im «Kam pfblatt» der Bewegung, das den Titel «Der Um­
bruch» trug und bis zum Verbot im Juli 1943 erschien.71 

Nach aussen forderten die «Volksdeutschen» einerseits die Einführung 
des nationalsozialistischen Systems in Liechtenstein in allen Bereichen von 
Staat, Gesellschaft und Wirtschaft, andererseits aber direkt und öffentlich 

70 Siehe die 1990 erschienene Artikelreihe von Urner. - Siehe auch Bonjour, Bd. IV, 174 ff., 
und Bonjour, Bd. V, 62 ff. - Vgl. Braunschweig, 259 ff., 292 ff. - Hans Senn, «1939-1945: 
Warum blieb die Schweiz verschont?» in: Tages-Anzeiger (Zürich) vom 3. Okt. 1989. -
Peter Geiger, «Pourquoi Hitler n'occupa pasle Liechtenstein», in: «L'essor» (Yverdon) 
1989, no. 9, 6 f. - Peter Geiger, «Am Rande des Strudels», in: «Dufour» (Schafihausen) 
Nr. 3,1990, 56-63. 

71 Die Zeitung «Der Umbruch» erschien vom 5. Okt. 1940 bis zum 6. Juli 1943. Nach meh­
reren Verwarnungen und einem be fristeten Verbot Ende 1942 wurde der «Um bruch» 
schliesslich von der Regierung am 8. Juli 1943 fortan verboten, ebenso einige Nachfolge­
nummern im Juli 1943 und eine nochmalige und letzte «Umbruch»-Ausgabe (Nr. 247) im 
Febr. 1944. Schriftleiter war Martin Hilti von Okt. 1940 bis Ende 1942, danach kurz Dr. 
Alfons Goop Febr./März 1943, Franz Roeckle vom Marz bis Juli 1943, schliesslich 1944 
formell nocn Johann Foser. 
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nur den «Wirtschaftsanschluss» des Landes ans Reich.72 Intern indes war, 
wie dokumentar isch klar nachzuweisen ist, das «Endziel» der «Total­
anschluss» an Hitlerd eutschland. In einem Expose des Landesleiters vom 
25. Februar 1941 zuhanden einer deutschen Stelle in Berlin heisst es über die 
Zielsetzung der «Volks deutschen Bewegung in Liechtenstein» offen und 
deutlich: 

«1. Die Volksdeutsche Bewegung fordert ein rückhaltlos offenes 
Bekenntnis zu unserem deutschen Volke . Liechtenstein is t unsere 
Heimat, Deutschland ist unser Vate rland. 

2. Wir fordern die nationalsozialistische Welt- und Wirtschaftsordnung 
für unser Land. 

3. Wir fordern einen Anschluss an Deutschland.»73 

Den Totalanschluss könne die Bewegung nur deshalb noch nicht öffentlich 
vertreten, weil dies als «sogenannter "Vaterlandsverrat"» gewertet würde 
und die Bewegung dadurch il legal wäre. Zum Sch lüsse heisst es: 

«Wir hoffen, dass es möglich sein wird, das Ländchen in würdiger Form 
und in absehbarer Zeit dem deutschen Vaterlande zurückzugeben. Wir 
Volksdeutsche Liechtensteiner sehen mit tiefem Vertrauen auf den Füh­
rer und seine tap feren Soldaten... »74 

Einem von der Bewegung ausgehenden gewaltsamen Anschluss - etwa in 
Wiederholung des 1939er Putschversuchs - stand der Landesleiter aber ab­
lehnend gegenüber; es sei vielmehr Sache des Reiches - sprich Hitlers - und 
des Fürsten, über Zeitpunkt und Art eines An schlusses zu entsch eiden. 
Radikalere Kräfte in der Bewegung freilich drängten auf rasche «Herbei­
führung einer Entscheidung» zu einem Anschluss. Ein wichtiges Motiv der 
liechtensteinischen «Volksdeutschen» Anschlussbefürworter wuchs aus der 
Uberzeugung, das arme Ländchen sei aus der wirtschaftlichen Dauerkrise 
nur durch «Eingliederung in den grossdeutschen Raum» zu retten.75 

Gerade das Kriegsjahr 1940 war für Liechtenstein wirtschaftlich schwierig. 

72 Umbruch Nr. 11 vom 14. Dez. 1940. - Statuten der «Volksdeutschen Bewegung in Liech­
t e n s t e i n »  v o m  1 9 .  D e z .  1 9 3 8 ,  L L A  G S  7 2 / 6 4 ,  u n d  n e u e  S t a t u t e n  v o m  1 4 .  J u n i  1 9 4 0 ,  I T A  
GS 78/358. 

73 «Liechtenstein, das letzte Reichsfurstentum, Schicksal einer deutschen Landschaft», LLA 
GS 78/358 (Dok. G). 

74 Ebenda. 
75 Ebenda. 
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Dies war noch in einer Kriegsphase, als die deutschen Heere Europa 
beherrschten und siegreich weiter vordrangen. Wie dann aber die «Volks­
deutsche Bewegung» im Lande selber seit dem Frühjahr 1941 in der Ausein­
andersetzung mit Gegnern des Nationalsozialismus Rückschläge erlitt und 
nachdem ab 1942/43 der Krieg sich zu Ungunsten Hiders wendete, wurde 
in der «Volksdeutschen Bewegung» weniger vom Anschluss gesprochen. 
Die meisten Mitglieder glaubten schliesslich nicht mehr an einen liechten­
steinischen Anschluss und waren in der zweiten Kriegsphase froh, dass er 
sich nicht hatte verwirklichen lassen.76 

Hinter dem Anschlussstreben der «Volksdeutschen Bewegung in Liech­
tenstein» stand ein erseits die Ubereinstimmung mit der nationalsozialisti­
schen Ideolo gie für Staat und Gesellschaft, andere rseits aber auch - in 
neuem Rock - der alte Zweifel an der eigenen Kraft des Ländchens, Arbeit 
und Brot für alle zu schaffen. Dem in Deutschland erstehenden gleissend 
Neuen, Sozialen, Grossen, Mächtigen - so glaubten die liechtensteinischen 
Nationalsozialisten - gehöre die Zukunft. Liechtenstein und die Schweiz 
müssten früher oder später zu dieser grösseren Zukunft stossen und in ihr 
aufgehen. Es ist bekannt, auf welcher menschenverachtenden, verbrecheri­
schen Basis jen es zum Vorbi ld genommene Sy stem und Regime Hiders 
beruhte und wie der Wahn endete. 

Liechtenstein blieb sc hliesslich knapp vor dem Anschluss und dessen 
Glanz und Elend verschont, dank einer grossen, nicht angesteckten, «hei-
mattreuen»77 Mehrheit des Volkes, dank der geschickten Aussenpolitik un­
ter Regierungschef Hoop, mit Anlehnung an die Schweiz und freundlicher 
Neutralität gegenü ber Deutschland , dank aber auch und vor allem der 
Kleinheit des Ländchens, welches dem Reich eine spezielle Aktion «Blau­
rot» gegen Liechte nstein nicht wert schien. Von Grossdeutschland als 
Annex der Schweiz behandelt, verdankte Liechtenstein seine Bewahrung 
vorab auch der Tatsache, dass die Schweiz nicht besetzt wurde, und damit 
der in dieser Hinsicht erfolgreichen schweizerischen Politik, letztlich aber, 
übers ganze ge sehen, dem für Grossdeutsc hland ungünstigen Kriegsver­
lauf, dank den alliierten Anstrengungen und Opfern. 

76 Diverse Interviews des Verfassers mit ehemaligen Mitgliedern der «Volksdeutschen 
Bewegung in Liechtenstein». 

77 «Heimattreu» umschrieb damals die Haltung aller, die dem Nationalsozialismus 
widerstanden und sich für die Selbständigkeit des Landes einsetzten; z. B. LLA RF190/ 
196. 
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13. Fazit: « Anschluss» a ls Topos der liechtensteinischen 
Geschichte 

«Anschluss» ist in der liechtensteinischen Geschichte erst mit der 
Anschlussgefahr in der Zeit des Nationalsozialismus zu einem eigentlichen 
Topos, einem allgemein verwendeten Begriff mit bestimmter, zentraler, ja 
existentieller und moralischer Bedeutung geworden. Die geradezu trauma­
tische Erfahrung mit Perspektive und Gefahr eines Anschlusses an Hider-
deutschland in den sieben Jahren von 193 8 bis 1 945 prägt Liechtenstein 
mental bis heu te. 

Die in den obigen Kapiteln gebotene Übersicht über Anschlussideen und 
Anschlussgefahren für Liechtenstein in der jahrhundertelangen Geschichte 
des Landes mag auch die Anschlusserfahrung in eine breitere, historische 
Perspektive setzen, indem das Spezifische daran ebenso sichtbar wird wie 
der Traditionsfaden, in den auch sie gek nüpft ist. 

Abschliessend lassen sich folgende Feststellungen, im Sinne von über­
blickenden Ergebnissen, treffen: 

1. Liechtenstein war in seiner Geschichte immer wieder Anschlusskonzep­
ten von aussen und innen ausgesetzt. Dies war vor allem eine Folge der 
Kleinheit. Ein so kleiner Staat lebt auch in die ser Hinsicht immer eine 
gefährdete Existenz. 

2. Von aussen waren es Arrondierungsgelüste Grösserer, die nach Liech­
tenstein auszugreifen suchten, sei es durch Kauf, durch Mediatisierung 
oder durch Eroberung. 

3. Von innen förderten Selbstzweifel Anschlussvorstellungen in Form von 
Ängsten wie von Wünschen. Dies war 1848/49 sowie ab 1938 der Fall, 
freilich unter je vö llig verschiedenen Vorzeichen. 

4. Anschlusswünsche oder -befürc htungen waren in Liech tenstein auch 
immer eine Funktion des Umfeldwandels: Sie kamen in Liechtenstein 
immer dann auf, wenn die Umwelt in Bewegung geriet und sich Gren­
zen und Herrschaft in der engeren und weiteren Nachbarschaft verscho­
ben. Dies war zur Zeit Napoleons und des Wiener Kongresses, dann 
wieder im Zug der versuchten deutschen Einigung 1848/49, erneut nach 
dem Ersten Weltkrieg infolge des Zusammenbruchs der Donaumonar­
chie und schliesslich ab 1938 durch die neue gros sdeutsche Nachbar­
schaft und den Weltkrieg der Fall. Not der Gegenwart und Spekulatio­
nen in die zu künftige Entwicklung nährten dann jew eils Anschlussge­
danken und -ängste. 
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5. Für die Selbstaufgabe-Tendenzen und für die Zollanschlüsse waren fast 
durchgehend wirtschaftliche Nöte, Wünsche und Ziele ausschlag­
gebend. 

6. Der Tendenz nach wandte sich Liechtenstein anschlussuchend immer 
dorthin, wo die wirtschaftliche Zukunft lag oder zu liegen schien. Dies 
galt auch für die anschlussbereiten liechtensteinischen Nationalsoziali­
sten und deren Sympathisanten, soweit sie wirts chaftlich motiviert 
waren. 

7. Von Seiten der schweizerischen Eidgenossenschaft wie von Seiten des 
alten und neuen Osterreich war Liechtenstein in seiner Geschichte nie 
wirklichen Anschl ussgefahren ausge setzt, weder im Sinne eine r von 
dort ausgehenden Annexionsgefahr noch im Sinne eine r emsthaften 
liechtensteinischen Tendenz zum Aufgehen in Österreich oder in der 
Schweiz. Anschlussgefahren für Liechtenstein ginge n von süddeut­
schen (bayerischen) und grossdeutschen Einigungs- oder Expansions­
bestrebungen aus, in deren Magnetfeld das kleine Fürstentum wie 
Osterreich aus geschichtlichen Gründen lag. 

8. Latente, dauernde Vollanschlusstendenzen - vergleichbar etwa solchen 
in Vorarlberg in Richtung Bayern bzw. Schwaben und vor allem nach 
1919 in Richtung Schweiz - gab es in der liechtensteinischen Geschichte 
nicht, ausser in den Jahren nach 1938. Nie aber, auch nach 1938 nicht, 
wünschte ein wirklich substantieller Teil des liechtensteinischen Volkes 
selber einen Totalanschluss an ein Nachbar land. 

9. Mit der im 19. Jahrhundert voranschreitenden Liberalisierung des Wirt­
schaftsverkehrs war das kleine Land in Gefahr, in wirtschaftlicher Iso­
lation zu ersticken. Seit 1852 bis heute - mit kurzer Unterbrechung 
1919-1923 - lebt Liec htenstein mit einem Wirts chafts-Anschluss, bis 
1919 mit Österreich-Ungarn, seit 1923 mit der Schweiz. Diese künd­
baren Zollan schluss- und weiteren Verträge schufe n völkerrechtlich 
nur Interdependenz, faktisch aber wegen der Asymmetrie der Ver­
tragspartner liechte nsteinische Abhäng igkeit, Dependenz. Aber zu­
gleich war damit seit 1852 und neu seit 1923 eine wesentliche Vorausset­
zung gerade für die sta atliche Eigenexistenz des kleinen Fürstentums 
geschaffen. 

10. Die staatliche Selbständigkeit Liechtensteins war - mehr als in grösseren 
Kleinstaaten - wegen der grossen Kleinheit des Landes ständig neu zu 
behaupten. Die besondere Kleinheit hat sich indes auch als wichtiger, 
gewissermassen «bio topischer» Schutzfaktor für Liechtensteins Fort­
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bestand, zusammen mit dem politischen Selbständigkeitswillen im 
Lande, erwiesen. 

Die Anstrengungen und Schritte Liechtensteins seit 1945 und bis in die 
Gegenwart, sich wirtschaftlich wie aussenpoütisch multilateral abzusichern 
und international zu behaupten - zwischen der Schweiz und Osterreich, 
europaweit etwa in der EFTA, im Europarat und im KSZE-Prozess, global 
schliesslich in der UNO -, sind hier nicht weiter verfolgt. In einiger Zukunft 
wird man rückblickend in den Bemühungen und Unsicherheiten im Hin­
blick auf die Integration in einem angestrebten gemeinsamen Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR) und einer eventuell erweiterte n Europäischen 
Gemeinschaft (EG) auch den mehrfarbigen Faden des «Anschluss»-Topos 
wieder weiter ve rfolgen können. 

Unwägbarkeiten der Gegenwart in bezug auf die Zukunft galten auch 
für die jeweilige «Gegenwart» in der Geschichte Liechtensteins, wenn man 
einen Total- oder Teilanschluss des Ländchens befürchtete oder erwog. So 
mag die Erfahrung unserer eigenen Gegenwart für einmal auch die Vergan­
genheit besser verstehen helfen. 
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